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Energieeffizienz beim Immobilienkauf  
wird wichtiger
Die hohen Energiepreise und die Sorge vor einem möglichen Gasmangel 
beeinflussen zunehmend die Wahl einer Immobilie. Gut gedämmte Eigentums-
wohnungen mit niedrigen Heizkosten werden attraktiver, sind aber häufig 
teurer. Der „Postbank Wohnatlas 2026“ des Hamburgischen WeltWirtschafts-
Instituts untersucht bundesweit die Angebote von Eigentumswohnungen im 
Bestand und Neubau. Demnach verfügen durchschnittlich 35 Prozent der 
Wohnungen in den 400 Landkreisen und kreisfreien Städten über eine gute bis 
durchschnittliche Energieeffizienz der Klassen A+ bis D. Besonders hoch ist der 
Anteil in Potsdam-Mittelmark mit 54,7 Prozent, gefolgt von Plön (53,3 Pro-
zent). In 92 Regionen liegt der Anteil dagegen unter 30 Prozent. 

Viele Mieter in Deutschland würden viel lieber in einer eigenen Wohnung oder 
einem eigenen Haus leben. Doch die Entwicklung auf dem Immobilienmarkt 
verunsichert manche Interessenten. Dabei sind die Chancen für einen Immo-
bilienkauf derzeit besser, als es auf den ersten Blick den Anschein hat.
Der Zinsanstieg seit Anfang 2022 hat den Immobilienmarkt sehr unterschied-
lich getroffen, berichtet das Kiel Institut für Weltwirtschaft. Bei hochwertigen 
Wohnungen halbierte sich die Zahl der Verkäufe nahezu, während die Preise 
nur um rund neun Prozent nachgaben. Im unteren Qualitätssegment war es 
umgekehrt: Dort gaben die Preise deutlich stärker nach, während die Zahl der 
Verkäufe deutlich weniger zurückging. Die aktuelle Analyse der Stiftung Wa-
rentest kommt zu ähnlichen Ergebnissen. Miet- und Kaufpreise für Immobilien 
steigen derzeit wieder. Doch auch in beliebten Metropolen gibt es Wohnungen 
und Einfamilienhäuser zu vergleichsweise günstigen Preisen. 
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Die Chancen für einen erfolgreichen Immobilienkauf sind besser, als es auf den ersten 
Blick den Anschein hat.

In Deutschland fehlen dringend 
Wohnungen
Ganz Europa hat ein Wohnraumproblem. Die EU 
will einen „Affordable Housing Act“ auf den Weg 
bringen, der jedoch überwiegend Restriktionen vor-
sieht. In Deutschland soll der „Bau-Turbo“ Abhilfe 
schaffen. 
Derzeit befinden sich bundesweit 217 neue Quar-
tiere mit rund 297.000 Wohnungen im Bau. Wei-
tere 245 Wohnquartiere mit rund 256.000 Woh-
nungen sind in Planung. Das zeigt eine aktuelle 
Auswertung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung. Auch das ifo Institut sieht 
bereits einen Wandel: Die Stimmung im Woh-
nungsbau habe sich im August 2026 deutlich ver-
bessert. „Die Unternehmen sehen zunehmend Licht 
am Ende des Tunnels“, sagt Klaus Wohlrabe, Leiter 
der ifo Umfragen. „Die steigenden Baugenehmi-
gungen nähren die Hoffnung, dass sich die Auf-
tragslage in den kommenden Monaten belebt.“ 
Besonders deutlich könnte die Trendwende im kom-
menden Jahr ausfallen. Deutschlandweit prognos-
tiziert BauInfoConsult für die Fertigstellungen neu-
er Wohngebäude einen Anstieg um 14,2 Prozent. 

Wohnimmobilien: Stabile Preise, 
niedrige Verkaufszahlen

Preise für Wohnimmobilien
Die Preise für Wohnimmobilien in Deutschland 
sind im 2. Quartal 2026 um durchschnittlich 0,6 
Prozent gegenüber dem 2. Quartal 2025 gestiegen. 
Gegenüber dem 1. Quartal 2026 erhöhten sich die 
Preise um 0,3 Prozent. Die Preise entwickelten sich 
regional unterschiedlich: In den TOP-7-Metropolen 
(Berlin, Hamburg, München, Köln, Frankfurt am 
Main, Stuttgart und Düsseldorf) gaben die Preise 
für Eigentumswohnungen sowohl im Vergleich 
zum Vorjahresquartal (-0,4 Prozent) als auch zum 
Vorquartal (-0,5 Prozent) leicht nach. Die Preise  
für Ein- und Zweifamilienhäuser stiegen dagegen 
in den Metropolen gegenüber dem 2. Quartal 2025 
um 0,7 Prozent, während sie gegenüber dem  
1. Quartal 2026 um 0,6 Prozent sanken.

Häuserpreisindex
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Heizen mit fossilen Brennstoffen
Weltweite Krisen und geopolitische Konflikte trei-
ben die Energiepreise erneut nach oben. Für Immo-
bilieneigentümer stellt sich damit die Frage, wie sie 
auf die Entwicklung reagieren können. Das Institut 
der deutschen Wirtschaft (IW) in Köln warnt vor 
den langfristigen Kostenrisiken neuer Gashei-
zungen und rät Immobilieneigentümern, Alterna-
tiven – insbesondere Wärmepumpen – sorgfältig zu 
prüfen. Ein Barrel Öl kostet Mitte September 2026 
mehr als 100 Dollar, das sind rund 60 Prozent mehr 
als vor dem Krieg in Nahost. Der Gaspreis lag bei 
mehr als 80 Euro je Megawattstunde, ein Plus von 
180 Prozent. Langfristig drohen vor allem bei fossi-
len Energieträgern weitere Kostensteigerungen. 
Das könnte in den kommenden Jahren für viele 
Haushalte zur Belastung werden, zeigt der neue 
Heizspiegel für Deutschland der gemeinnützigen 
Beratungsgesellschaft co2online. Verbraucher kön-
nen unter www.co2online.de selbst prüfen, wie 
hoch ihre Heizkosten im Vergleich sind. 
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Bauen mit neuen Materialien und Methoden
Bauen in Zeiten von KI wie im vorigen Jahrhundert? Das mag für den Denk-
malschutz sinnvoll sein. Doch so lässt sich die große Lücke bei den fehlenden 
Wohnungen kaum schließen. Gefragt sind neue Methoden und Baustoffe,  
innovative Verfahren und passende gesetzliche Rahmenbedingungen. Die  
Ansätze für zeitgemäßes Bauen sind vielfältig. Die Architektenkammer Nord
rhein-Westfalen hat sich damit beschäftigt, wie modulares und serielles Bauen 
dazu beitragen kann, die großen Herausforderungen unserer Zeit zu bewälti-
gen. Das Ergebnis: Modulares Bauen kann das Bautempo steigern, Kosten 
einsparen und zugleich eine gute Qualität ermöglichen. Um zu verhindern, 
dass heute die Probleme von morgen gebaut werden, sei eine an Nachhaltig-
keit orientierte Baukultur von besonderer Bedeutung.

Was bedeutet die Zinspolitik der EZB
Die Europäische Zentralbank (EZB) hat ihre Leitzinsen um jeweils 0,25 Prozent 
erhöht. Für Immobilienkäufer bedeutet das: Auf deutlich günstigere Finanzie-
rungsbedingungen sollte kurzfristig nicht gesetzt werden. Hintergrund der Zins
erhöhung ist der anhaltende Inflationsdruck. Nach Einschätzung der EZB dürf-
te die Teuerung noch längere Zeit über dem mittelfristigen Ziel von zwei Prozent 
bleiben. Für 2026 erwartet die Notenbank eine durchschnittliche Inflationsrate 
von drei Prozent. Für 2027 werden 2,5 Prozent und für 2028 noch 2,1 Prozent 
prognostiziert. Die EZB hat damit ihre Inflationserwartungen nach oben korri-
giert. Für Käufer einer Immobilie ist jedoch die Entwicklung der Bauzinsen 
entscheidender als der EZB-Leitzins. Die weitere Entwicklung hängt von Infla-
tion, Energiepreisen, Wirtschaft und Finanzmärkten ab. Wer eine Immobilie 
kaufen möchte, sollte deshalb nicht auf sinkende Zinsen spekulieren. Entschei-
dend ist, welche monatliche Belastung dauerhaft tragbar ist. Bei der Finanzie-
rung können außerdem Eigenkapital, Tilgungshöhe und Zinsbindung einen 
erheblichen Unterschied machen.

Wenn ein Immobilienangebot auffallend günstig ist, sollte das nachvollziehbare Grün-
de haben. Entscheidend ist nicht allein der Preis, sondern das stimmige Gesamtbild.
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Achtung Schnäppchen: Beim 
Immobilienkauf genau hinsehen

Ein auffallend niedriger Immobilienpreis kann verlockend sein – doch nicht 
immer steckt dahinter ein echtes Schnäppchen. Ein Beispiel sind Häuser auf 
Erbpachtgrundstücken. Sie kosten häufig deutlich weniger als vergleichbare 
Immobilien auf Eigenland. Dafür fällt zusätzlich zum Kaufpreis der laufende 
Erbbauzins an. Entscheidend beim Kauf einer Immobilie auf einem Erbpacht-
grundstück sind deshalb die Restlaufzeit des Erbbaurechts, die Höhe des Erb-
bauzinses und vor allem die Regelungen für mögliche Anpassungen. 
Von Angeboten mit unklarem Zustand, fehlenden Unterlagen, nicht kalkulier-
baren Folgekosten oder ungewöhnlichem Zeitdruck sollten Interessenten  
Abstand nehmen. Ein günstiges Angebot kann tatsächlich eine gute Gelegen-
heit sein, wenn der niedrige Preis einen plausiblen Grund hat und Kaufpreis,  
Nebenkosten, Finanzierung und notwendige Investitionen insgesamt ein trag-
fähiges Bild ergeben. Entscheidend ist nicht der Preis allein, sondern die 
langfristige Gesamtbelastung. Lassen Sie sich unbedingt fachkundig beraten.

Baugenehmigungen steigen – 
aber Wohnraum bleibt knapp
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Monatlich genehmigte Wohnungen

2014 2018 2022 20262010

Wohn- und Nichtwohngebäude  

in Tausend, Originalwerte

0

10

20

30

40

Die Zahl der Baugenehmigungen steigt wieder und 
rechtfertigt einen vorsichtigen Optimismus. Doch 
von Entspannung auf dem Wohnungsmarkt kann 
keine Rede sein. Deutschlandweit fehlen nach 
Schätzungen jährlich mindestens 320.000 neue 
Wohnungen, um der Wohnungsknappheit wir-
kungsvoll zu begegnen. Im gesamten ersten Halb-
jahr 2026 wurden in Deutschland Baugenehmi-
gungen für 126.300 neue Wohnungen erteilt. Das 
waren immerhin 16.600 Wohnungen mehr als im 
ersten Halbjahr 2025. 
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Marder, Ratten und Schädlinge richtig bekämpfen
Ratten im Garten, Mäuse im Keller oder Marder auf dem Dachboden können 
Hausbesitzer vor Probleme stellen. Entscheidend ist, die Ursachen zu beseitigen 
und Bekämpfungsmittel rechtmäßig einzusetzen. Ratten werden häufig durch 
offene Abfälle, Tierfutter und ungesicherte Kompostanlagen angelockt. 
Geschlossene Mülltonnen und abgedichtete Gebäudezugänge helfen, einen 
Befall zu verhindern. Bei Ratten und Mäusen gelten verschärfte Regeln für 
Giftköder: Eine vorbeugende Dauerbeköderung ist nicht mehr erlaubt. Seit dem 
1. Juli 2026 sind antikoagulante Rodentizide nur noch für berufsmäßige Schäd-
lingsbekämpfer zugelassen. Für Privatverbraucher endet die Übergangsfrist am 
22. Oktober 2026. Danach gehören entsprechende Giftköder in die Schadstoff-
sammlung. Auch andere Schädlinge lassen sich häufig durch Sauberkeit, den 
Entzug von Nahrungsquellen und das Abdichten von Zugängen eindämmen. 
Chemische Mittel sollten gezielt und sparsam eingesetzt werden.
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BGH-Urteil: Mehrheit darf  
Fassadenkunst beschließen

Neue Heizung: Info-Portal bietet Orientierung

Kompromisse beim Wohnen
Für deutlich niedrigere Wohnkosten sind viele Men-
schen bereit, bei Gebäudealter, Wohnfläche oder 
Arbeitsweg Abstriche zu machen. Bei Lage, Ruhe 
und Energieeffizienz fällt die Kompromissbereit-
schaft dagegen deutlich geringer aus. 27 Prozent 
würden für ein Drittel niedrigere Wohnkosten ein 
älteres Gebäude akzeptieren. 21 Prozent würden 
sich mit weniger Wohnfläche arrangieren, 20 Pro-
zent mit einem längeren Arbeitsweg. Nur neun 
Prozent würden dafür eine schlechtere Lage, jeweils 
sieben Prozent eine lautere Umgebung oder schlech-
tere Energieeffizienz akzeptieren. Bei Miet- und 
Kaufimmobilien ist ein zu hoher Preis das häufigste 
Ausschlusskriterium.

Wer eine neue Heizung einbauen möchte, muss seit Ende Juli 2026 die Vorga-
ben des Gebäudemodernisierungsgesetzes (GModG) berücksichtigen. Welche 
Heizsysteme künftig zulässig sind und welche Anforderungen beim Heizungs-
tausch gelten, zeigt das neue GModG-Info-Portal des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR). Unter www.gmodg.bund.de finden Eigen-
tümer, Energieberater, Planer und Fachleute aus der Baupraxis kompakte  
Informationen zu den neuen Heizungsanforderungen. Im Bereich „Gebäude-
technik“ werden die zulässigen Technologien und die damit verbundenen  
gesetzlichen Regelungen erläutert. Auch Vorschriften aus anderen Gesetzen, 
die für den Heizungstausch relevant sind, werden berücksichtigt.

Wohnungseigentümergemeinschaften dürfen die 
Gestaltung einer Hochhausfassade mit einem 
großformatigen Streetart-Gemälde mehrheitlich 
beschließen. Das hat der Bundesgerichtshof (BGH, 
V ZR 165/25, 25.09.2026) entschieden. Im kon-
kreten Fall soll eine internationale Künstlerin die 
Fassade im Rahmen eines städtischen Kunstpro-
jekts auf Kosten eines Vereins gestalten. Nach Auf-
fassung des Gerichtes sind auch längerfristige Ver-
änderungen des äußeren Erscheinungsbildes bau-
liche Veränderungen im Sinne des WEG. Der 
Beschluss muss Angaben zur betroffenen Fläche, zu 
den Kosten und zur Dauer enthalten. Eine genaue 
Vorabfestlegung des künstlerischen Ergebnisses ist 
nicht erforderlich, sofern die gestalterischen Rah-
menbedingungen ausreichend bestimmt sind. Eine 
grundlegende Umgestaltung der gesamten Wohn-
anlage oder eine unbillige Benachteiligung einzel-
ner Eigentümer sah der BGH in dem konkreten Fall 
nicht. Dass einem Eigentümer das Kunstwerk per-
sönlich nicht gefällt, reicht dafür nicht aus.

Die Wohnungsknappheit führt an vielen Standorten zu Anpassungsreaktionen. Mieter 
reduzieren ihre Anforderungen an die Wohnung.

Die Mieten in den größten deutschen Städten sind in den vergangenen drei 
Jahren deutlich stärker gestiegen als die Einkommen. Das zeigt der aktuelle 
Mietkompass für das zweite Quartal 2026. Dadurch stellt sich zunehmend die 
Frage, ob kaufen statt mieten eine Option sein könnte.
Während die Reallöhne zwischen 2023 und 2025 um durchschnittlich 5,1 Pro-
zent zulegten, erhöhten sich die Angebotsmieten in den 15 größten Städten 
teilweise um bis zu 20 Prozent. Besonders stark fiel der Anstieg in Hamburg 
aus: Dort verteuerten sich die Angebotsmieten innerhalb von drei Jahren um 
20,2 Prozent auf durchschnittlich 13,88 Euro pro Quadratmeter. Es folgen Dres-
den mit einem Plus von 18,0 Prozent und Frankfurt am Main mit 17,7 Prozent. 
Auch in bislang vergleichsweise günstigeren Städten wie Duisburg (+16,0 Pro-
zent) und Essen (+15,4 Prozent) sind die Mieten deutlich gestiegen. Am teu-
ersten bleibt München. Dort kostet der Quadratmeter inzwischen durchschnitt-
lich 21,44 Euro – 15,7 Prozent mehr als im zweiten Quartal 2023. 
Die zunehmende Lücke zwischen Miet- und Einkommensentwicklung ver-
schärft die Wohnkostenbelastung. Gleichzeitig bleibt der Neubau hinter dem 
Bedarf zurück. 

Wohnen zur Miete immer teurer

Welche Mindesttemperatur gilt?
Während der Heizperiode vom 1. Oktober bis zum 
30. April müssen Vermieter grundsätzlich eine 
funktionierende Heizungsanlage gewährleisten. 
Auch bei Stromausfällen oder technischen Stö-
rungen kann ein Anspruch auf ausreichende Be-
heizung bestehen. Zwar gibt es keine gesetzlich 
festgelegte Mindesttemperatur, die Rechtsprechung 
geht jedoch tagsüber in Wohnräumen grundsätz-
lich von 20 bis 22 Grad Celsius aus. Nachts gelten 
je nach Einzelfall niedrigere Werte, während für 
Badezimmer höhere Anforderungen bestehen. 
Wird die geschuldete Temperatur nicht erreicht, 
kommt unter Umständen eine Mietminderung in-
frage. Ob und in welcher Höhe sie berechtigt ist, 
hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. 
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Hohe Wohnkosten treiben  
Pendler weiter ins Umland
Immer mehr Beschäftigte nehmen längere Wege 
zur Arbeit in Kauf. 2025 arbeiteten bundesweit 
rund 20 Millionen sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigte nicht an ihrem Wohnort. Das waren 
rund 50.000 mehr als im Jahr zuvor. Etwa 60 Pro-
zent aller sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten pendeln zwischen Wohn- und Arbeitsort. 
Besonders deutlich zeigt sich diese Entwicklung in 
den deutschen Großstädten. Nach einer Auswer-
tung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) kamen 2025 rund sieben 
Millionen Beschäftigte aus anderen Gemeinden zur 
Arbeit in eine der 80 deutschen Großstädte. Das 
entspricht knapp der Hälfte aller dort Beschäf-
tigten. Ein Grund dafür ist die angespannte Situa-
tion auf den Wohnungsmärkten der Metropolen. 
Hohe Mieten und gestiegene Immobilienpreise er-
schweren es vielen Menschen, in unmittelbarer 
Nähe ihres Arbeitsplatzes zu wohnen. Wer sich das 
Wohnen in der Stadt nicht leisten kann oder beim 
Kauf einer Immobilie an finanzielle Grenzen stößt, 
weicht zunehmend auf weiter entfernte Wohn-
standorte aus. 

EH55-Plus-Förderung: Bund stockt Mittel auf
Die Bundesregierung stellt zusätzliche Mittel für die Effizienzhaus 55-Plus-
Förderung zur Aktivierung des Bauüberhangs bereit. Wegen der hohen Nach-
frage in den vergangenen Monaten wäre das ursprünglich eingeplante Budget 
von 800 Millionen Euro voraussichtlich noch vor Jahresende ausgeschöpft 
gewesen. Seit dem Programmstart im Dezember 2025 wurden rund 52.100 
Wohneinheiten mit einem Kredit- und Zuschussvolumen von rund 4,9 Milli-
arden Euro gefördert (Stand: 05.10.2026). Dazu Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen Verena Hubertz: „Die EH55-Plus-Förderung 
ist ein Erfolg, die Nachfrage ist groß. Rund 52.100 Wohnungen, die genehmigt, 
aber nicht gebaut waren, sind jetzt in der Umsetzung.“ Gefördert werden der 
Neubau und der Ersterwerb von Wohn- und Nichtwohngebäuden im Effizienz-
haus- bzw. Effizienzgebäudestandard 55. Die Wärmeerzeugung muss zu 100 
Prozent aus erneuerbaren Energien erfolgen, und es muss eine gültige Bauge-
nehmigung vorliegen.

Wohneigentum hat eine wichtige Bedeutung für die Altersvorsorge: Mieten steigen im 
Alter weiter, Eigentümer haben nach der Finanzierung eine mietfreie Perspektive.

Weniger Menschen im Eigenheim
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Altersgerechtes Wohnen: Großer Nachholbedarf
Nur wenige Wohnungen in Deutschland sind weitgehend barrierefrei. Laut 
einer Auswertung des Deutschen Alterssurveys leben lediglich 5,6 Prozent der 
Menschen ab 65 Jahren in einer Wohnung, die entsprechende Kriterien erfüllt. 
Dazu zählen ein stufenloser Zugang, barrierefreie Sanitärräume und eine  
bodengleiche Dusche. Wer seine Immobilie frühzeitig altersgerecht umbaut, 
kann die Voraussetzungen dafür schaffen, möglichst lange selbstständig in den 
eigenen vier Wänden zu leben. Die Infrastruktur im Wohnumfeld bewerten die 
meisten älteren Menschen als ausreichend. Allerdings fühlen sich 35,5 Prozent 
nach Einbruch der Dunkelheit auf der Straße unsicher. Die Ergebnisse machen 
deutlich, dass altersgerechtes Wohnen mehr umfasst als die Wohnung selbst – 
auch eine gute Versorgung, Mobilität und Sicherheit sind entscheidend.

Immer weniger Menschen in Deutschland leben in den eigenen vier Wänden. 
Nach einer aktuellen Untersuchung des Pestel-Instituts ist die Wohneigentums
quote auf 43,5 Prozent gesunken – den niedrigsten Stand seit 20 Jahren. 
Deutschland bildet damit im EU-Vergleich das Schlusslicht. Besonders Haus-
halte mit niedrigen und mittleren Einkommen haben zunehmend Schwierig-
keiten, ein Eigenheim oder eine Eigentumswohnung zu finanzieren. Selbst für 
Doppelverdiener mit durchschnittlichem Einkommen sei der Immobilienkauf 
vielerorts kaum noch möglich. Die Wissenschaftler sehen deshalb dringenden 
Handlungsbedarf bei der staatlichen Wohneigentumsförderung. Vorgeschla-
gen wird ein „Wohneigentumsplan des Bundes“, der den Rückgang der Eigen-
tumsquote stoppen und langfristig eine Quote von 50 Prozent und mehr errei-
chen soll. Jährlich sollen mindestens 200.000 Haushalte erstmals in selbst 
genutztes Wohneigentum kommen. Dabei müsse es nicht ausschließlich um 
Neubauten gehen: Auch der Kauf bestehender Eigentumswohnungen und  
Eigenheime könne zur Steigerung der Eigentumsquote beitragen.
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Das Traumhaus der Deutschen
Die Wohnwünsche der Deutschen sind ganz prag-
matisch. Es muss kein Schloss sein – Balkon, Garten 

und bezahlbare Wohnkosten würden schon rei-
chen. Aber auch bescheidene Wünsche sind derzeit 
schwer umzusetzen. 63 Prozent der Deutschen sind 
mit ihrer aktuellen Wohnsituation zufrieden oder 
sehr zufrieden. Ganz oben auf der Wunschliste ste-
hen mit 36 Prozent Balkon oder Terrasse, zeigt eine 
aktuelle Wohnstudie. Es folgen Garten und Park-
platz oder Garage mit jeweils 32 Prozent. 22 Prozent 
wünschen sich eine Badewanne. Eine gute Aussicht 
und ein Keller oder Abstellraum sind für jeweils 
rund 21 Prozent wichtig. Dachterrasse, Smart Home 
und E-Ladestation wünschen sich jeweils zehn Pro-
zent. Am wenigsten gefragt sind Sauna und begeh-
barer Kleiderschrank mit sieben bzw. acht Prozent. 
Beim Thema Energie und Wohnkosten zeigt sich 
der größte Abstand zwischen Wunsch und aktueller 
Wohnsituation. Für 28 Prozent sind Energieeffi- 
zienz oder günstige Nebenkosten wichtig. 
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